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für Lehrämter an Schulen 
 
 
 
Einstellung  von Fachhochschulabsolventinnen und -a bsolventen 
an Berufskollegs 
 

 

1. Einstellung von Bewerberinnen und Bewerbern mit Fach-

hochschulabschluss 

1.1 Zur Deckung des aktuellen fächerspezifischen Bedarfs an Berufs-

kollegs können Bewerberinnen und Bewerber ohne Lehramtsbe-

fähigung am Einstellungsverfahren teilnehmen, die einen Fach-

hochschulabschluss nachweisen können.  

Dies gilt für Fachhochschulabschlüsse aus den Bereichen Elektro-

technik, Energietechnik, Nachrichtentechnik, Maschinenbautech-

nik, Fertigungstechnik, Versorgungstechnik, Fahrzeugtechnik, 

Konstruktionstechnik, Verfahrenstechnik. 

Diese Bewerberinnen und Bewerber werden eingestellt und ver-

pflichten sich, eine vollständige Lehramtsbefähigung für das Lehr-

amt an Berufskollegs zu erwerben. Ziel ist eine Beschäftigung als 
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aussetzungen im Beamtenverhältnis auf Probe. 

Dazu müssen die Bewerberinnen und Bewerber ein berufsbeglei-

tendes Studium zum Master of Science oder Master of Enginee-

ring sowie einen anschließenden berufsbegleitenden Vorberei-

tungsdienst nach der Ordnung zur berufsbegleitenden Ausbildung 

von Seiteneinsteigerinnen und Seiteneinsteigern und der Staats-

prüfung (OBAS) - BASS 20-11 Nr.7.1 - absolvieren.  

Auf Grund des Fachhochschulabschlusses in den oben genannten 

Bereichen muss sichergestellt sein, dass grundsätzlich ein Einsatz 

in  

- der Fachrichtung Maschinenbautechnik und einer dieser 

zugeordneten weiteren Fachrichtung (§ 5 Lehramtszu-

gangsverordnung - LZV) 

oder  

- der Fachrichtung Fahrzeugtechnik und einer dieser zuge-

ordneten weiteren Fachrichtung (§ 5 LZV) 

oder 

- der Fachrichtung Elektrotechnik und einer dieser zugeord-

neten weiteren Fachrichtung (§ 5 LZV) 

an dem Berufskolleg, an dem die Einstellung erfolgt, möglich ist. 

Der Einsatz in den o.a. beruflichen Fachrichtungen ist auch die 

Voraussetzung dafür, dass nach dem erfolgreich abgeschlosse-

nen Master-Studiengang und einer positiven dienstlichen Beurtei-

lung des bisher erteilten Unterrichts in zwei Fachrichtungen eine 

Entscheidung für den Zugang zum berufsbegleitenden Vorberei-

tungsdienst getroffen werden kann. 

 

1.2 Die Maßnahme gilt für Einstellungen an Berufskollegs vom 31. 

August 2011 bis zum Abschluss des Einstellungsverfahrens zum 

Beginn des Schuljahres 2013/14.  

1.3 Die Stellen werden im Rahmen des allgemeinen Einstellungsver-

fahrens unter Beachtung der Regelungen zum Seiteneinstieg be-

setzt. Nach Erwerb des Masterabschlusses gelten die Regelungen 
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steigerinnen und Seiteneinsteigern und der Staatsprüfung. 

2. Zulassungsvoraussetzungen 

Zum Einstellungsverfahren werden Fachhochschulabsolventinnen 

und Fachhochschulabsolventen zugelassen, die aufbauend auf ih-

rem Fachhochschulabschluss bereit sind, in einem universitären 

Studiengang in einer der in Nr. 1.1 genannten Fachrichtungen den 

Abschluss Master of Science oder Master of Engineering berufs-

begleitend an einer Universität zu erwerben. Die schriftliche Zusa-

ge einer Universität, dass auf der Grundlage des Fachhochschul-

abschlusses ein entsprechendes Studium absolviert werden kann, 

ist zwingende Voraussetzung zum Abschluss des Arbeitsvertra-

ges. Die Einstellungsangebote enthalten einen entsprechenden 

Vorbehalt. 

3. Studium 

Das Studium ist unverzüglich nach der Einstellung aufzunehmen 

und individuell zu organisieren. Es kann grundsätzlich an einer 

nordrhein-westfälischen Universität - einschließlich der Fernuni-

versität Hagen - absolviert werden, sofern jeweils dort entspre-

chende Studiengänge angeboten werden. Das Studium ist auch 

an Universitäten außerhalb Nordrhein-Westfalens möglich, sofern 

das Studium mit der Unterrichtstätigkeit vereinbar ist.  

Schulleitung und Fachhochschulabsolventinnen und Fachhoch-

schulabsolventen vereinbaren halbjährlich die Organisation des 

individuellen Unterrichtseinsatzes in zwei Fachrichtungen unter 

Berücksichtigung der Erfordernisse des (Präsenz-)Studiums. Da-

bei ist zu gewährleisten, dass nach Ablauf des Studiums eine 

dienstliche Beurteilung in den beiden Fachrichtungen des Unter-

richtseinsatzes (§ 4 Abs 1 OBAS) erstellt wird. 

Studium und Prüfungen sind in der Regel innerhalb von drei Jah-

ren nach dem Einstellungstermin zu absolvieren. 
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rungsseminar für Seiteneinsteigerinnen und Seiteneinsteiger 

(BASS 20-11 Nr. 5) verpflichtend. Darüber hinaus kann eine be-

gleitende Unterstützung durch die Schule angeboten werden.  

Etwaige Studienbeiträge tragen die Teilnehmerinnen und Teil-

nehmer.  

4. Berufsbegleitender Vorbereitungsdienst 

Auf der Grundlage des erfolgreich nach Nummer 3 absolvierten 

Studiums und einer positiven dienstlichen Beurteilung auf der Ba-

sis eines Unterrichtsbesuches in jeder der für die Ausbildung vor-

gesehenen Fachrichtungen (§ 4 Abs. 1 OBAS) wird ein zweijähri-

ger berufsbegleitender Vorbereitungsdienst absolviert. Eine Ver-

kürzung des berufsbegleitenden Vorbereitungsdienstes ist unter 

Anrechnung der erworbenen Lehrerfahrung möglich. Der berufs-

begleitende Vorbereitungsdienst schließt mit der Staatsprüfung als 

Laufbahnprüfung ab. 

5. Beschäftigungsverhältnis 

5.1 Den ausgewählten Bewerberinnen und Bewerbern wird für die 

Dauer des Studiums ein befristetes Beschäftigungsverhältnis 

(Vollzeit) angeboten. Nach bestandenem Studienabschluss wird 

ein weiteres befristetes Beschäftigungsverhältnis für die Dauer 

des berufsbegleitenden Vorbereitungsdienstes abgeschlossen.  

Die zu Grunde liegenden Beschäftigungsverhältnisse können auch 

in Teilzeitform absolviert werden.  

Die Unterrichts- und Ausbildungsverpflichtung der Lehrkraft (Stu-

dium und berufsbegleitender Vorbereitungsdienst) darf insgesamt 

20 Pflichtstunden nicht unterschreiten. 

 

5.2 Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer werden zunächst in der Tä-

tigkeit des Studienrates nach TV-L – EG 11 eingruppiert. Nach 

bestandenem Studienabschluss nach Nummer 3 erfolgt eine hö-
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tenden Eingruppierungsregelungen (RdErl. v. 20.11.1981 BASS 

21 – 21 Nr. 53; bei einem Master– EG 13). Nach erfolgreicher 

Staatsprüfung und Feststellung der Bewährung durch die Schule 

erfolgt die unbefristete Weiterbeschäftigung an der bisherigen 

Ausbildungsschule. Bei Vorliegen der beamtenrechtlichen Voraus-

setzungen erfolgt diese in einem Beamtenverhältnis in der Lauf-

bahn des Studienrates (Eingangsamt); ansonsten erfolgt die Wei-

terbeschäftigung im Tarifbeschäftigungsverhältnis (EG 13 mit Zu-

lage). 

5.3 Von Beginn des Studiums nach Nummer 3 bis zu dessen Ab-

schluss wird vertraglich die Unterrichtsverpflichtung durchgängig  

auf 13 zu erteilende Unterrichtsstunden reduziert. Bei einer Teil-

zeitbeschäftigung kann die Unterrichts- und Ausbildungsverpflich-

tung nur zu gleichen Teilen maximal auf 10 Unterrichtsstunden re-

duziert werden. 

Darüber hinaus können aus der Teilnahme an dem berufsbeglei-

tenden Studium keine finanziellen Ansprüche abgeleitet werden.  

Bis zum Beginn des Studiums kann eine Reduzierung der Unter-

richtsverpflichtung in Frage kommen, wenn dies von der einzelnen 

Schule für die intern begleitende Unterstützung für erforderlich er-

achtet wird.  

5.4 Die Unterrichtsverpflichtung während des berufsbegleitenden Vor-

bereitungsdienstes wird nach Maßgabe der dafür geltenden Rege-

lungen festgelegt. Für eine Teilzeitbeschäftigung während des be-

rufsbegleitenden Vorbereitungsdienstes finden die Regelungen zu 

§ 5 Abs. 5 OBAS Anwendung. 

5.5 Die aktive Teilnahme am Studium ist Bestandteil der zu erbrin-

genden Arbeitsleistung; sie ist der Schulleitung halbjährlich nach-

zuweisen. 
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6. Übergangsregelung für Staatsexamensabschlüsse 

Sofern und solange eine Hochschule Fachhochschulabsolventin-

nen und -absolventen übergangsweise noch eine Einschreibung in 

einen Studiengang zum Erwerb einer Ersten Staatsprüfung für das 

Lehramt an Berufskollegs ermöglicht (analog § 20 Abs. 3 LABG 

2009), soll ein solches Studium an die Stelle eines unter Nr. 1.1. 

genannten Studiengangs treten. Hierfür ist Voraussetzung, dass 

der Fachhochschulabschluss als Teil einer Ersten Staatsprüfung 

für das Lehramt an Berufskollegs (Teilanerkennung) anerkannt 

worden ist oder eine Anrechnung von Studienleistungen gem. § 50 

Absatz 2 Satz 2 LPO in vergleichbarem Umfang vorliegt. 

 

Der Runderlass wird nicht im ABl. NRW. veröffentlicht. Die Veröffentli-

chung erfolgt auf den Internetseiten zur Lehrereinstellung. 

In Vertretung 

 

gez. Ludwig Hecke 


